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Verkündet In dem Rechtsstreit

am 26° November 1965

\ .

Beklagten und Revisionsklägers,

gegen

' Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 10° Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 26° November 1€65‚

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr° T e s.m e r
als Vorsitzender,

4 „
.Bundesrichter S a u t t e r und

Bundesrichter Dr° B r o c k e ‘
als weitere Berufsrichter9

_
Bundessozialrichter Dr„Dr„h„c° M i e s b ach

und Bundessozialrichterin F r o s c h
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil

des Landessozialgcrichts Baden-Württemberg vcm
24„ Februar 1961 aufgehoben und die Sache zur

_erneuten Entscheidung an dieses Gericht zurück—

verwiesen„ '

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden

Urteil vorbehalteno

Von Rechts wegen"
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Bei dem Ehemann der Klägerin waren durch Bescheid des Ver—
sorgungsamts (VersorgA) Karlsruhe vom 450 Februar 1922 als

Versorgungsleiden nach_dem Reichsversorgungsgesetz "alte

Narben nach Schußverletzung und dadurch bedingte mangelhafte

Schluß£ähigkcit der Blase und_des Mastdarms und dadurch
Wiederum bedingter Blasenkatarfh" bei einer Minderung der.
Erwerbsfähigkeit CMdE) um 50 VOHO anerkannt worden° Br starb

am 27; Januar 49Q8 im Städtischen Krankenhaus Offenburg an

einem Prostata-Carcinom und damit verbundener Urämiec

Mit Schreiben vom 14„ März 4948 an das KriegSVersehrten—

fürsorgeamt Freiburg bat die Klägerin um Erledigung der
Formalitäten für die Witwenrente und um Auszahlung des“
Sterbegeldeso Daraufhin übersandte das Kriegsversehrtenfür—

sorgeamt der Klägerin die Antragsformulare für die Uitwene

rente9 das Sterbegeld und die Gebührnisse für das Sterbe—
‘vierteljahro Die Klägerin begab sich mit den Formularen

zum Bürgermeisteramt Waltersweier und unterzeichnete dort

ein von einem Angestellten des BürgermeistCramts verfaßtes

Schreiben vom
7; April 4948 an das Kriegsversehrtenfürsorge—

amt Freiburg° Dieses Schreiben hat folgenden Wortlaut:
”Das Formblatt des Antrags auf Witwenrente wurde nicht aus-

‘
geiüllt„ da Bedürftigkéit nicht vorliegt„ Es wird um'Mit—

'_teilung gebeten? ob das ?ormblatt trotzdem ausgefüllt werden

'muß9 oder ob die Ausfüllung des Antrags ohne Nachteil für

die Witwe zurückgestellt werden kann —bis zu evto Eintritt
'der Bedürftigkeit oder neuer gesetzlicher Bestimmungen?”

_
Mit dem Schreiben vom 70 April 1948 leitete das Bürger—
meisteramt den von der Klägerin ausgefüllten Antrag auf

‚Zahlung des Sterbegeldes und auf Bewilligung der Gebührnisse

-£fr das Sterbevierteljahr weiter„ Das Kriegsver5ehrtCnfür—

lsorgeamt veranlaßte zunächst eine kurze versorgungsarztliche

» Stellungnahme vom 200 April 4948? in der der Versorgungsarzt

‚und der Prüfarzt des Versorgungsärztlichen Dienstes zum4
”Ausdruck brachten„ daß chronische9 Jahre dauernde Entzün—„

ä'dungcn als Ursache für das Prostata-Carcinom wahrscheinlich

-.
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‘ 3 f
und der Tod des Bhemannes der Klägerin daher DB—Folgc seio
Bm Anschluß daran erteilte das Kriegsversehrtenfürsorgeamt

Freiburg den Bescheid vom 220 April 1948 über die Gewährung

des vollen Sterbegeldes und der'Gebührnisse für das Sterbe—

wierteljahr° In diesem Bescheid wird der Tod des Ehemannes

der Klägerin als Folge des mit Bescheid vom 15.) Februar .

1922 anerkannten Dienstbeschädigungsleidéns bezeichnet Mit

ehr eiben vom gleichen Tage teilte das Kriegsversehrténfür—
orgeant dem Bürgermeisteramt Walter „weier auf dessen Schrei—

_
en vom 70 April 1998 betreffend die Witwenrente folgendes

it: “Das nach dort übersandte Formblatt auf Witwenrente

raucht nicht ausgefüllt zu werden9 solange keine Bedürf—_'

'igkeit besteht°Ein Nachteil entstehtder Witwedadurch
licht? weil bei einer etwa später eingetretenen Verschlech—

erung der wirtschaftlichen Verhältnisse jederzeit ein Antrag

' uf Witwenversorgung gestellt werden kann„" '

Ünter Bezugnahme auf ihre Anfrage vom 70 April 1948 stellte
io Klägerin im'April 1957 Antrag auf Gewährung von Witwen—

ente nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) Nach Einholung

iner vérsorgungsärztlichen Stellungnahme vom 15 Juni 1957

r 1rage des ursächlichen Zusammenhangs zwischen Tod und

chédigungsfolge lehnte das VersorgA mit Bescheid
vom 28

uni 1957 den Antrag auf Witwenrente wegen Fristversäumnis

b Im Widerspruchsverfahren machte das VersorgA im Hine’

lick auf die Rücksprache der Klägerin mit dem Bürgermeister—

nt Ualtersweicr im. April 1948 eine Fristversäumnis nicht

ehr geltend9 gab d.em Widerspruch jedoch aus sachlichen
"■nden nicht statt? weil ein Zusammenhang zwischen der.

113 Schadigungsfolge anerkannten Blasenentzündung und dem

‘ res ta takrebs nicht wahrscheinlich sei (Widerspruchsbeseheid-

es Lanndesveraorgungsamts Baden—Württemberg vom 2 August

J957)
} >

_ ‘
.

nur“ die Klage gegen diesen Bescheid hat das Sozialgericht

ESG) Fr iburg durch Urteil vom 51 März 1958 den Beklagten

\
nter Au hebung der angefochtenen Bescheide vom 280 Juni,

-.4‘—JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 _

und 20 August 1957 verurteilt‚ der Klägerin ab 10 April 1957

.
Witwenrente nach dem BVG zu gewähren() Das SG hat den Anspruch

"auf Witwenrente sachlich geprüft7 da eine Versäumung der
Antragsfrist zwischen den Parteien nicht mehr streitig war„
Es hat seine Entscheidung auf die versorgungsärztliche ’

Stellungnahme vom 200 April 19u8 gestützt in der Dr° Hoern—

stein und Dro Sehem»+■ee=zu dem Ergebnis gekommen waren„ daß

"chronische9 Jahre dauernde Entzündungen als Ursache des
Carcinbms wahrscheinlich seien° Diese Beurteilung entspreche

auch den neuesten medizinisch—wissensehaftlichen Erkenntnis-

sen? insbesondere des Prof„ Dro Be:ss=in Heidelberg9 der in

mehreren Obergutachten zum Ausdruck gebracht habe9 daß

chronische entzündliche Veränderungen() die über viele Jahre

oder Jahrzehnte hinweg bestehen° in der Lage seien9 geseh—

liche Veränderungen zu schaffen? auf deren Grundlage sich

später eine Krebsgeschwulst entwickeln könne„ V

Auf die Berufung des Beklagten hat das Landessozialgericht

(LSG) zunächst eine Stellungnahme des Chefarztes Dr° Gene

as=e£*e=v'om Städtischen Krankenhaus Offenburg9 in dem der

\
Ehemann der Klägerin an 27 Januar 4948 gestorben ist eingew

holte Dr° s——e=r****hat in dieser Stellungnahme vom 15 No—

vember 1958 berichtet? daß seinerzeit die cystokopische

I>UntersuChung lediglich eine Schrumpfblase mit stark ent—
“zündlicher Reaktion ergeben habe? also eine Erscheinung?

wie sie bei Prostataerkrankungen nicht selten sei und im
fortgeschrittenen Stadium zum Krankheitsbild gehöre° Todes-

ursache sei nicht eine Pyelonephritis9 sondern eine Urämie

gewesen? die als Komplikation der Prostataerkrankung aufzu—

fassen sei und auf einer Insuffizienz der Nierentätigkeit ‘

beruhc° Die Blasenentzündung allein hätte in absehbarer Zeit

"kaum zum Tod geführt Das LSG hat ferner noch ein Gutachten

1
des Prof Dr B°’“"=(Chirurgisehe Universitätsklinik Heidel..—
berg)

vom 4 Mai 1959 eingeholt Dieser Sachverständige hat

‚ausgeführt ? für die Anerkennung eines ursächlichen Zusammen-

’ hangs zwischen einer chronischen Entzündung und der Ent—

*tehung einer Krebsgeschwulst sei erforderlichg_daß der
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6 tliche Zusammenhang gewahrt sei9 d.‚h° die Krebsgeschwulst

m see auf den Boden des durch.die chronische Entzündung ge—
schädigten Gewebes entstehen° Die sei hier nicht der Fall

gewesen9 da sich die Kreb8gesehwulst nicht in der Blase9

sondern in der Vorsteherdrüse entwickelt habe° Damit ent-

falle der ursächliche Zusammenhang zwischen der auf einer
Sehädigüngsfolge beruhenden BlasensChleimhauténtzündung

'und der Vorsteherdrüsen-Krebsgeschwulst vonvornherein9 da

eine örtliche Übereinstimmung nicht vorliegeo Auch sei
eine_VersChlimmerung in dem Sinne? daß der Tod infolge der

anerkannten Schädigungsleiden früher eingetreten Sei? nicht

"ahrscheinlicho In einer ergänzenden Stellungnahme vom

o° Juli 1959 hat die Chirurgische Universitätsklinik

eidelberg (Dr„ '=uuä= an dieser Beurteilung der Zusammen—

‚4 ‘
b‘

t■
w

angsfrage festgehalteno

Durch Urteil vom24„ Februar 1961 hat das LSGBadene
Württemberg die Berufung des Beklagten gegen das Urteil

des SG Freiburg vom 54° März 1958 zurückgewiesen; es hat die
thision zugelassen„ Das LSG ist zu der Auffassung gelangt‚

daß im vorliegenden Falle 5 85 BVG Anwendung finde„ Es hat

die Mitteilung des Kriegsversehrtenfürsorgeamts an das

Bürgermeisteramt Waltersweier vom 220 April 19A8 als binden-

den Verwaltungsakt hinsichtlich der Beurteilung der Zu-

5ammenhangsfrage angesehen° Der Wille der Versorgungsver—

waltung sei damals eindeutig dahin gegangen5 den Tod des

Ehemannes der Klägerin als Folge des DB—Leidens anzuseheno

Der Hinweis in demSchreiben?ein Nachteil entstehe der '
Klägerin nicht? weil bei einer etwaigen Verschlechterung

ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse jederzeit ein Antrag
auf Uitwenvcrsorgung gestellt werden könne? sei dahin auf-

'zufasscn9 daß es bei einer späteren Antragstellung ledig—

lich noch auf die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse

ankommen sollte9 während die maßgebende Frage„ ob der Tod '
des Ehemannes der Klägerin Folge des anerkannten Leidens sei‚

in bejahendem Sinne als entschieden ange$ehen wurde° Sonst

hätte die Versorgungsverwaltung sicherlich zum Ausdruck
gebracht? daß die Prüfung dieser Frage erst erfolgen werde9

;
[. _5_
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wenn alle Voraussetzungen für die Gewährung der Witwenrente
erfüllt seien„ Im übrigen sei in einem förmlichen Bescheid

vom gleichen Tage über die Gewährung des Sterbegeldes und

der Gebührnisse für das Sterbevierteljahr ausdrücklich fest—

gestellt werden(] daß der Tod des Ehemannes der Klägerin

Folge des DB-Leidens seio.Aus diesen Umständen sei zu ent—>

nehmen9 daß die gleiche Feststellung auch für den Anspruch auf

Witwenrente gelten sollte? zumal der zuvor gehörte Versor—

gungsarzt die Zusammenhangsfrage bejaht und der prüfende

Arzt dem zugestimmt hatteo Habe die rechtsunkundige Klägerin

im Vertrauen auf die Antwort vom 22„ April 4948 nicht auf

Erteilung eines förmlichen Bescheides über den Witwenrenten—
anspruch bestanden? so könne ihr dies später nicht mit Er—
folg entgegengehalten werden„ Nach Sinn und Inhalt handle

es sich bei dem Schreiben vom 220 April 49ä8.um einen Ver—

waltungsakt„ der die Gewährung von Witwenrente in Aussicht

stellte? sobald Bedürftigkeit vorliege° Mit Rücksicht auf"

die Bindungswirkung des 5 85 BVG sei daher eine erneute
.Prüfung des ursächlichen Zusammenhangs zwischen Schädigungs—

leiden und Tod nicht statthaft° Auf das Ergebnis der fach—

medizinischen Begutachtung durch Profo Dro Bseaeekomme es
somit bei dieser Rechtslage nicht mehr ano-

Gegen dieses am 21° März 1964 zugestellte Urteil des LSG

hat der Beklagte mit Schriftsatz vom 7„ April 1964‚ einge-

gangen beim Bundessozialgericht (BSG) am 140 April 4964„

Revision eingelegt und beantragt?

das angefochtene Urteil und das Urteil des SG

Freiburg vom 21° März 1958 aufzuheben und die

Klage gegen den Bescheid des Versorgungsamts
„

Freiburg vom 280 Juni 1957 idF des Uiderspruchs—

bescheids vom 20 August 4957 abzuweiseno

Nach Verlängerung der Begründungsfrist bis zum 24° Juni 4961

hat der Beklagte die Revision mit Schriftsatz vom 440 Juni

4961?eingegangenbeim BSGam460 Juni 4964‚ begründet„ Er
rügt eine Verletzung des 5 85 BVG sowie der %s 6?7 und 22

des Gesetzes über das Verwaltungsverfahren in der Kriegs—
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ferversorgung (VeerG) und der 55 1059 128 des Soäialge—

"chtsges etzes (SGG) Er trägt hierzu in der Revisionsbe—

» ündung9 auf deren Inhalt ausdrücklich Bezug genommen wird?

sbesondere vor‚ daß die Klägerin mit ihrem durch das

irgermeisteramt Waltersweier übersandten Schreiben vom 70
Afril 1948 nur eine Entscheidung über das Stcrbegeld und

die Bezüge für das Sterbevierteljahr begehrt habe9 da_siel
lediglich ein ausgefülltes Antragsformular für diese An-

sprüche vorgelegt habe„.Hinsichtlich der Witwenrente sei

die Klägerin offenSichtlich selbst davon überzeugt gewesen9
daß die Voraussetzungen hierfür.in ihrer Person damals

noch nicht vorlagen„ Damit habe für das VersorgA kein Anlaß

bestanden9 auch ausdrücklich über die Witwenrente zu ent—*

scheiden° Das Schreiben des Kriegsversehrtenfürsorgeamts

Freiburg vom 220 April 1948 an das Bürgermeisteramt Walters-

weier stelle entgegen der Auffas$ung des LSG keinen Ver- '
haltungsakt der? da es insoweit an einer entsprechenden Mit-

wirkung der Klägerin — ausdrücklicher Antrag — fehle° Nachdem

iese nach Erxpfang des Sterbegeldbe$ cheides sich zufrieden

egeben habe? sei die Sache von der Versorgungsverwaltung

1it Recht bis zum Eingang eines weiteren Antrags als abge—
‘jchlossen betrachtet werden° Der mit Schreiben der Klägerinjom

220 April 1957 gestellte Antrag habe somit nicht die

loße Realisierung eines bereits entstandenen und früher fest-

cstellten Anspruchs bewirkt9 s.ondern habe überhaupt erst
as auf eine Entscheidung über den Witwenrentenanspruch

linzielende Verwaltungsverfahren auslösen können„ Es fehle

m v01liegenden Falle schon an einem auf die Witwenversor-

ung hinzielenden könkreten Antrag nach dem früheren Recht‚

odaß eine diese Versorgungsleistung betreffende Vernal»
mgsäußerung nicht als darüber befindenden Bescheid ausge-

egt wer den könne„ Im übrigen sei in der Äußerung gegenüber

€_
ga

n-
JJ

]?
em Burgermeisteramt Waltersweier vom 22 April ’9Q8 keine'3ntscheidung

über einen etwaigen Witwenrentenantrag derr

llägerin getro_fen werden9 da es sich insoweit nur um eine

chlichte Verwaltungsäußerung ohne Verbi■lichkeit gehandelt

jabe° Dieses Schreiben enthalte weder eine Regelung eines

[
V

‚ !
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einzelnen Falles auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts

noch vollziehe es eine das Hinterbliebenenrentenvorfahren
_

direkt betreffende Rechtsnormo Endlich sei diese Verwaltungs—

äußerung an das Bürgermeisteramt Waltersweier der Klägerin

offenbar nicht zugegangcn9 da das Bürgermeisteramt dann diese

Mitteilung der Klägerin hätte aushändigen müssen° Da die
Klägerin in ihrem Schreiben vom 220 April 4957 erkennen

lasse? daß sie bis zu_diesem Zeitpunkt überhaupt noch keine

Mitteilung auf ihren Antrag vom 70 April 4948 erhalten hattel

hätte das LSG zumindest aufklären müssen„ ob die Klägerin

von dieser nach dem angefochtenen Urteil beachtlichen Mit—

teilung überhaupt Kenntnis erlangt hato Insoweit liege eine

Verletzung der %5 405, 428 SGG vor„ Die Klägerin habe somit
weder einen rechtswirksamen Antrag gestellt noch einen i„S„

des 5 85 BVG verbindlichen Bescheid über ihre Hinterblie—

bencnversorgung erhaltengDanit entfalle die vom LSG vorge-

nommene sinngemäße Anwendung der vom BSG in dem Urteil vom
460 Dezember 4959 (BSG 449 494) ausgesprochenen Grundsätze7

da dieses Urteil davon ausgehe, daß überhaupt ein entsprechen—

der echter Bescheid ergangen und auch tatsächlich zugestellt

worden isto Das Berufungsgericht habe somit den Unterschied

zwischen einer "schlichten Verwaltungsäußerung" und einem

echten Verwaltungsakt verkannto .

{Die Klägerin beantragt die Zurückweisung der Revision;

sie bezieht sich zur Begründung dieses Antrags lediglich

auf die Ausführungen in dem angefochtenen Urteil;

‘Die durch Zulassung nach 5 462 Abs° 4 Nr„ 4 SGG statthafte

ReVision des Beklagten ist form— und fristgerecht eingelegt
{frund begründet worden (55 4649 466 SGG); sie ist daher zu»

lässig° Die Revision ist auch begründet°

Der Beklagte rügt in erster Linie eine Verletzung des 5 85
BVG mit dem Vorbringen9 das Berufungsgericht habe die Mit—

teilung des Kriegsversehrtenfürsorgeamts Freiburg vom
220 April 4948 an das Bürgermeisteramt Waltersweier zu
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Uhrecht
als einen Verwaltungsakt angesehen? dem Bindungswir—f

k‘ng i°Sb dieser Vorschrift hinsichtlich der Frage des ur—
sichlichen Zusam■enhangs einer Gesundheitsstörung oder des

T des mit einem schädigenden Vorgang i S des 5 4 BVG zukomme°

D s LSG hat aus dieser Mitteilung den Willen der Versorgungs—
v%rwaltung

entnommen9 den Tod des Ehemannes der Klägerin als

Folge des anerkannten DB Leiden.s anzusehen„ Der Hinweis in
dem Schreiben vom 22.„ April 1948, ein Nachteil entstehe der

Klägerin nicht weil bei einer etwaigen Verschlechterung

ihrer wirtschaftlichen Verhältnisse jederzeit ein Antrag auf

itwenvers -orgung ges3tellt werden könne9 sei dahin aufzufassen9

aß es bei einer späteren
Antragstellung

lediglich noch auf

die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse ankommen soll-

te? während die maßgebende Frage9 ob der Tod des Ehemannes
elge des anerkannten Dienstbes chädigungsleidens sei ‚ in

ejahendem Sinne als ent$ehieden angesehen wurde° Sonst hätte
ie Versorgungsverwaltung sicherlich zum Ausdruck gebracht,

aß die Prüfung dies er Frage erst erfolgen werde? wenn alle

01au setzungen für die Gewährung der Witwenrente er1üllt
eien° Da in einem förmlichen Bescheid_über die Bewilligung

_dcs Sterbegeldes in voller Höhe vom 220 April 19ä8 festgestellt
“urdeg daß der Tod des Ehemanncs Folge des DB—Leidens sei9

üsse angenommen werden„ daß die gleiche Feststellung auch

■r den Anspruch au:E Witx:enrente gelten sollte°

‚.. <
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ti

H
J

der
Auffassung des Berufungsgerichts7 es

handle
sich bei dem

ehr eiben des Krieg:sversehrtenfür sorgeamts. reiburg vom
2 April 1908 um e:inen Verwaltungsakt mit Bindungswirkung9

ann jedoch nach den Umständen des Falles nicht zugestimmt

erden„ Ein Verwdltungsakt kann nur solche Akte beinhalten?

on denen eine rechtliche Wirkung ausgeht„ Bloße Mitteilungen%hne

eigene Regelung Bélehruhgen„ Empfehlungen oder einen

\erwaltungsakt lediglich vorbereitende Handlungen einer Be—
%ö1de

haben sol he Pechtswirkungen nicht; ein derartiges
ernaltungshaudeln — sogenannte schlichte Verwaltungs außerungen —

3cheiden

als Verwaltungsakte aus (vgl Forsthoff Lehrbuch

es Verwaltungsrechts9 I Bd„„ 7 Aufl S 482; Haueisen
?
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in DOK 1954 SO 46ö unter Nr„ 4; Hesso VGH5 ESVGH Bd„ 8 SD
'490; Bayer° VGH in Bayero VeruBl 1955 So 122; vgl„ auch zum

Begriff des Verwaltungsakts Peters/Sautter/IWOlff9 Kommentar

„ zur Sozialgerichtsbarkeit9 5 54 Anno 2 b)„ Im vorliegenden

'1.Falle hatte die Klägerin mit Schreibenvom410März4948
‘um Erledigung der Formalitäten für die Witwenrente und um

Auszahlung des Sterbegcldes nachgesuchto Nach Übersendung

der entsprechenden Antragsformularc hat sie lediglich den

Antrag auf Zahlung des Sterbegeldes und Bewilligung der

Gebührnisse für das Sterbevierteljahr ausgefüllt und in

einem von ihr und einem Angestellten des Bürgermeisteramts

‚; Waltersweier unterzeichneten Schreiben vom'7„ April 49Ä8

„dem Kriegsver5ehrtenfürsorgeamt Freiburg mitgeteilt, daß sie

_
das Antragsformular für die Witwenrente nicht ausgefüllt
habe‚ da Bedürftigkeit nicht vorliege; es werde um Mitteilung

f gebeten9 ob das Formblatt trotzdem ausgefüllt werden müsse

(‚oder ob die Ausfüllung des Antrags ohne Nachteil bis zum

„
evtl„ Eintritt der Bedürftigkeit oder dem Erlaß neuer ge—

% setzlicher Bestimmungen zurückgestellt werden könne„ Dieses

Schreiben stellte somit lediglich eine Anfrage der Klä—

gerin dar9 ob die Nichtausfüllung des Antragsformulars für

die Witwenrente ohne Nachteil zurückgestellt werden könne°

Dabei war sich die Klägerin nach dem Inhalt dieses Schrei—

.bens klar? daß ihr nach der damaligen Rechtslage eine
„'Witßenrente wegen fehlender Bedürftigkeit nicht zustando

dWenn das Kriegsversehrtenfürsorgeamt Freiburg diese Anfrage
mit dem kurzen Schreiben an das Bürgermeisteramt Walters—

weier vom 220‚April 4948 dahin beantwortet hat? daß das
' übersandte Formblatt für die Witwenrente nicht ausgefüllt

zu werden braucheD solange keine Bedürftigkeit bestehe? so

hat die Behörde damit ersiöhtlich keine Entscheidung über-

einen mit Schreiben vom 440 März 1948 etwa gestellten

Witwenrcntenantrag treffen hellen° Auch die Äußerung des

KriegSversehrtenfürsorgeamts in dem Schreiben vom 220 April

1948? daß der Klägerin ein Nachteil durch die Nichtaus—
' füllung des Antragsformulars nicht entstehen könne9 weil

bei_einer etwa später eintretenden Verschlechterung ihrer
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wirtschaftlichen Verhältnisse ein neuer Antrag auf Witwen—

versofgung gestellt werden könne? ist nur als eine "schlichte

Verwaltungsäußerung" zu werten? da dieser Satz lediglich

eine Belehrung dahin enthält9 daß die Klägerin nach dem damals
geltenden Recht jederzeit einen neuen Antrag auf Gewährung

von Witwenrente stellen konnte„ sofern Bedürftigkeit eintrat°

Erst neun Jahre später9 im April 19579 wandte sich die Klä-

.gerin erneut an das VersorgA Freiburg wegen der Gewährung
einer Witwenrente„ Das Kriegsversehrtenfürsorgeamt Freiburg

konnte bei dieser Sachlage mit der Beantwortung der von der
Klägerin und einem Angestellten des Bürgermeisteramts Wal-

tersweier unterschriebenen Anfrage vom?() April 4948 durch

das Schreiben vom 22° April 19M8 an das Bürgermeisteramt

Waltersweier einen etwa in dem Schreiben vom 410 März 1998

zu erblickenden Antrag der Klägerin auf Gewährung der Wit—

‚<*enrcnte verwaltungsmäßig als erledigt ansehen„ Aus Wort—

.aut und Sinn des Schreibens vom 22° April 19A8 und nach den

esamtumständen des Falles ergibt sich somit9 daß es einen

indenden Vérwaltungsakt hinsichtlich des ursächlichen Zu—

ammenhangs zwischen der bei dem Ehemann der Klägerin anerkannt

L—
J

n'
“■

m

gewesenen Dienstbeschädigung und der zum Tode führenden Er—

krankun ‘an Prostatakrebs mit Urämie nicht darstellt°

Bin bindender Verwaltungsakt i„S° des 5 85 BVG liegt im

übrigen auch deswegen nicht vera weil ein Verwaltungsakt

hinsichtlich seines Ausspruchs und seiner Begründung klar

sein und das erkennen lassen muß? was die angenommene Rechts—

folgc begründet° Der Betroffene muß hierdurch die Möglich—

keit erhalten5 gegen die Begründung im Rechtszugé Stellung

Zu nehmen und sie substantiiert anzugreifen„ Dies hat das

ESG zB bereits für die Versagung von Pflegezulage entschie-'

den (BSG 59 274‚ 274; vgl.o hierzu auch Urteil des 8° Senats

vom 4°4„ 1965 — 8 RV 4029/60 —)„ Das Schreiben vom 22° April

1948? das vom LSG zu Unrecht als Verwaltungsakt zugunsten

der Klägerin angesehen werden ist‚ enthält jedoch keine nach ‘
€ 85_BVG bindende Feststellung hinsichtlich der Frage des

ursächlichcn Zusammenhangs einer Gesundheitsstörung oder

._ 42 '—JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 42 _

des Todes mit einem'schädigenden Vorgang i°So des 5 1 BVG°

Hierbei ist ohne Bedeutung? ob9 wie das LSG in dem ange—
fochtenen Urteil ausgeführt hat? die Versorgungsverwaltung

im April 49M8 — also Zur Zeit der Abfässung des Schreibens

' an das Bürgermeisteramt Waltersweier vom 220 April 1948 —
im Hinblick auf die Gewährung des Sterbegeldes in voller

Höhe durch förmlichen Bescheid der Auffassung war? daß der

’Tod des Ehemannes der Klägerin Folge des anerkannten Leidens

- gewesen sei; denn die Anerkennung des Todes als Folge einer

Schädigung in einem Bescheid über das Sterbegeld ist nicht

bindend für die Entscheidung über den Anspruch auf Hinter—
bliebenenrentea wie das LSG in dem angefochtenen Urteil zu-

treffend erkannt hat (BSG10,167)0 '

Das_LSG hat sich in dem'angefochtenen Urteil für seine
Auffassung? daß das Schreiben vom 220 April 4948 einen

bindenden Verwaltungsakt über die Zusammenhangsfrage dar—

stelle9 auf das Urteil des 9„ Senats vom 460 Dezember 1959
‚(BSG 41„194) bezogen° In dem dort entschiedenen Falle han—

f delte es sich jedoch um einen anderen Sachverhalt; dort

waren am gleichen Tage z■ei Bescheide über Waisenrente und
Witwenrente ergangen° In dem Bescheid über die Waisenrente

war der ursächliche Zusammenhang des Todes mit Schädigungen

i„So der Sozialversicherungsdiertive.Nr° 27 bejaht worden‚

während in den Bescheid über die Ablehnung der Witwenrente

über den ursächlichen Zusammenhang zwischen einer Schädi-

gung und dem Tode des Ehemannes in der Entscheidung formell

nicht entschieden worden ist, weil die nach der damaligen
Rechtslage erforderlichen persönlichen Voraussetzungen für

die Gewährung einer Witwenrente nicht vorlagen° Der vom

9° Senat entschiedene Fall beruht somit auf einem anderen

.Sachverhalt, weil dort ein formeller Bescheid über die Ab—

lehnung der Witwenrente verlag? dessen Inhalt und Tragweite

vom Senat auszulegen ware Im vorliegenden Falle dagegen

‘liegt ein Verwaltungsakt mit Bindungswirkung nach den Gesamt—

“ umständen überhaupt nicht vor‚ wie bereits oben eingehend

dargelegt werden ist„ Eine sinngemäße Anwendung der in dem
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vom 16„ Dezember 1959 erörterten Gesichtspunkte entfällt

daher schon aus diesem Grunde„ '

Das LSG hat hiernach zu Unrecht in dém Schreiben des Kriegs—‘
ve‘sehrtenfürsorgeamts

Freiburg vom 22„ April 4948 einen bin-

denden Vérwaltungsakt über die Zusammenhangsfrege gesehen und
sonit den 5 85 BVG verletzt9 so daß das angefochtene Urteil
scäon

aus diesem Grunde aufzuheben ist„ Bei-dieser Sach— undReihtslüge

kam es auf die weiteren Rügen des Beklagten nicht mehr

an, insbesondere nicht darauf9 ob für den Fall daß es sich bei
den Schreiben vom 22(, April 4948‘um einen Verwaltungsakt ge—
handelt hätte‚ dieser der Klägerin auch tatsächlich in irgend—

einer Form bekanntgegeben werden ist (vglo hierzu auch Haueisen

in DOK4954 so 460 unter Nm 7) und ob das LSGgegebenenfalls '
in diesem Zusammenhang die Vorschriften der 55 4039 428 SGG
verletzt hätte° Da das LSG entsprechend seiner Rechtsauffassung

keine ausreichenden Feststellungen zu der Frage getroffen hat9

ob der Tod des Ehémannes der Klägerin an Prostata—Carcinom un
Urämie mit den im Bescheid vom 45„ Februar 4922 anerkannten

Leiden in ursäehlichcm Zusammenhang steht? mußte die Sache un—
ter Aufhebung des angefochtenen Urteils zur erneuten Entschei—
dufg

an die Verinstanz zurückveruiesen werden (% 470 Abs° 2Saäz

2 SGG)„
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